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Drudcsadie 1082 


Kleine Anfrage 140 

der Fraktion der SPD 


betr. Wiedereinbürgerung 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Warum wird das verfassungsmäßige Recht aus Art. 116 Abs. 2 GG 
auf Wiedereinbürgerung dadurch in unzumutbarer Weise erschwert, 
daß die Antragsteller Fragebogen beantworten sollen, deren Aus- 
füllung oft nicht möglich ist und in denen Fragen enthalten sind, 
denen eine Bedeutung zur Feststellung des Redits nicht zukommen 
kann? 

Weshalb wird insbesondere nach der Staatsangehörigkeit auch der 
Vorfahren gefragt, obwohl weder eine ausländische Staatsangehörig- 
keit der Vorfahren widerlegt, daß der Antragsteller selbst vor seiner 
Ausbürgerung deutscher Staatsangehöriger war, noch eine deutsdie 
Staatsangehörigkeit der Vorfahren beweist, daß der Antragsteller 
selbst im Zeitpunkt der Ausbürgerung noch die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit besaß? 

Warum soll der Antragsteller alle seine Wohnsitze seit seiner Geburt 
nachweisen, obgleich es doch einzig und allein auf den Wohnsitz 
vor der Ausbürgerung und den damaligen Besitz der deutschen 
Staatsbürgerschaft ankommt? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß solche Fragebogen von 
den Antragstellern als Kränkung und als unbegründete Erschwerung 
ihres Rechts empfunden werden? 

Gedenkt die Bundesregierung bessere Fragebogen herzustellen und 
den Antragstellern die Ausübung ihres Rechts zu erleichtern? 


Bonn, den 15. Dezember 1954 


Ollenhauer und Fraktion 
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